P R O T O K O L L
über die Gemeinderatssitzung

am Donnerstag, 29.3.2007, 19:30 Uhr

Ort: Gemeindeamt Ulrichskirchen

Eingeladen und anwesend waren:

Vizebgm. Rolf-Dieter Hensel



GfGR Robert Busch

GfGR Josef Holzbauer



GfGR Susanne Wohner

GfGR Josef Stöckelmayer



GfGR Michael Neumann

GR Rudolf Roschitz




GR Wolfgang Kraus

GR Ludwig Wernhart 






GR Ing. Karl Jansky




GR Franz Busch

GR Prof. Mag. G. Schwaigerlehner


GR Ingeborg Esberger

GR Josef Binder




GR Schuster Klaus
GR Maria Schütz




GR Johann Krexner

GR Ing. Markus Köstler



GR Mader Christian
Entschuldigt: GR Kalser Wolfgang
Vorsitz:
Bgm. Ernst Bauer

Protokoll:
Heidi Holzmann

TAGESORDNUNG:

Öffentlich:

1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

2. Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 10.01.2007

3. Gebarungseinschau

4. Bestellung eines Sicherheitsmanagers

5. Richtlinien zur Dorferneuerung

6. Pachtung von Gemeindegrund, KG Schleinbach

7. Stromliefervertrag

8. Gasliefervertrag

9. Regelung der Subventionsvergaben ab 1.1.2008

10. Übernahmezusage von Häckselgut

11. Bebauungsrichtlinien Kronberg

12. Grundabtretung an die Gemeinde: KG Kronberg

13. Friedhofsgebührenordnung nach dem NÖ Bestattungsgesetz 2007

14. Rechnungsabschluss

15. Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen

Unter Ausschluss der Öffentlichkeit:

16. Gewährung der Kinderzulage

17. Belohnung Dienstpostenplan lfd. Nr. 11

18. Belohnung Dienstpostenplan lfd. Nr. 12

TO 1) Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bgm.Ernst Bauer begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung. 

Bgm. Bauer teilt mit, dass ein Dringlichkeitsantrag gem. § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung vorliegt:

Die unterzeichneten Gemeinderäte Vizebgm. Hensel, GfGR Stöckelmayer und GfGR Busch stellen den Antrag, folgenden Tagesordnungspunkt in die Tagesordnung der Gemeinderatssitzung vom 29.3.2007 aufzunehmen:

Beitritt zur „ARGE Eurovelo 9 Nord“

Beschluss: Der Dringlichkeitsantrag wird einstimmig angenommen und unter TO 15 der Tagesordnung behandelt.

TO 2) Genehmigung des Sitzungsprotokolles vom 10.01.2007

Das Sitzungsprotokoll vom 10.01.2007 wird einstimmig genehmigt und gefertigt.

TO 3) Gebarungseinschau

Am 28.3.2007 fand eine Gebarungseinschau statt.

Die stellvertretende Obfrau des Prüfungsausschusses berichtet:

TO 1 Rechnungsabschluss 2006

Bei den Ausgaben wurden die Haushaltskonten:

1/6120000/728000
Winterdienst

4/211000/451000
Beheizung

1/010000/565000
Mehrleistungsvergütungen

1/019000/723000
Repräsentationsausgaben

2/240000/8171000
Ersätze für Entlohnung der Wärterin

und bei den Einnahmen die Haushaltskonten:

2/129000/868000
Ortspolizeistrafen und Bußen

2/920000/856000
Verwaltungsabgaben

2/853000/824000
Einnahmen aus Vermietung

einer Prüfung unterzogen.

Es wurden stichprobenweise Belege überprüft und keine Differenzen festgestellt.

TO 2 Allfälliges.

Für die nächste Sitzung wurde als Termin der 10.05.2007 um 16:00 Uhr vereinbart.

Voraussichtliche Tagesordnung:

Rechnungen, Belege und Buchungen Hort.

Rechnungen, Belege und Buchungen Kindergärten (Ersatz Hortwärter Land)

eventuell Abrechnung Wasserschaden Schule (wenn fertig)

Bgm. Bauer nimmt den Bericht zur Kenntnis und bedankt sich für die gute Arbeit in der Buchhaltung.
Der Bericht der stellvertretenden Obfrau des Prüfungsausschusses GR Esberger und die Stellungnahme des Bürgermeisters werden einstimmig zur Kenntnis genommen.

TO 4) Bestellung eines Sicherheitsmanagers

Um noch bessere Präventivmaßnahmen seitens der Polizei setzen zu können, ist es unabdinglich, einen Sicherheitsmanager in den NÖ Gemeinden zu bestellen. Dieser sollte aus dem Kreis der Gemeinderäte bestellt und als Bindeglied zwischen den Sicherheitsbehörden, den Gemeinden und den Bürgern fungieren.

Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat möge OV GR Rudolf Roschitz zum Sicherheitsmanager bestellen.

Beschluss: Antrag mit 19 Stimmen angenommen (8 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt, 9 SPÖ), 1 Stimmenthaltung (GR Roschitz)

TO 5) Richtlinien zur Dorferneuerung

In unserer Gemeinde ist eine Anzahl alter und leerstehender Häuser vorhanden.

Um ein weiteres Anwachsen dieser Objekte, die natürlich das Ortsbild nicht gerade verschönern, zu verhindern, soll nach Beschlussfassung durch den Gemeinderat ein Teil der Kosten für das Entsorgen von Bauschutt gefördert werden, um Bauinteressenten gewisse Anreize für das Verbauen derartiger Liegenschaften zu bieten.

Richtlinien

über die Gewährung einer Förderung beim Verbauen von Grundstücken, wo bisher alte Objekte vorhanden und diese, nach Vorliegen einer Abbruchbewilligung bzw. einer Abbruchanzeige nach der NÖ Bauordnung, entfernt wurden.

· Gegenstand der Förderung ist der gänzliche Abbruch eines Altbestandes (einer Baulichkeit) wobei der Abbruch auch die Außenmauern umfasst, sowie die anschließende Neuerrichtung mindestens einer Wohneinheit. Eine diesbezügliche Baubewilligung auf dem gleichen Grundstück muß seitens der Baubehörde jedoch innerhalb von 6 Monaten ab Erteilung der Abbruchbewilligung bzw. der Kenntnisnahme der Abbruchanzeige vorliegen. Die Errichtung des Wohnhauses ist dann an die Fristen entsprechend den Bestimmungen der NÖ Bauordnung gebunden.

· Die Förderung besteht darin, dass Entsorgungskosten teilweise durch die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach ersetzt werden, wenn an Stelle des Altbaues ein Wohnhaus (mit einer oder mehr Wohneinheiten) errichtet wird.

· Der Förderungsbetrag beträgt per Tonne derzeit € 5,00,  höchstens jedoch einen Gesamtförderungsbetrag von € 2.000,00 je Abbruchobjekt. Das Ausmaß der Förderung richtet sich nach der eingebrachten Menge an Bauschutt laut vorzulegenden Originalrechnungen.

· Ein diesbezügliches Ansuchen um Förderung muß innerhalb von 3 Monaten nach Einbringung und Rechnungslegung einer hiezu befugten Entsorgungsfirma vom Einbringer bei der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach  eingebracht werden.

· Bei Nichteinhaltung der vorgesehenen Fristen, insbesondere der Fristen der NÖ Bauordnung bezüglich Baubeginn erfolgt der Widerruf bzw. die Rückforderung der erteilten Förderung innerhalb der Verjährungsfrist.

· Der/Die Antragsteller müssen spätestens zum Zeitpunkt der Fertigstellung dort den Hauptwohnsitz begründen.

· Die Auszahlung der Förderung erfolgt nach schriftlicher Bekanntgabe des Baubeginnes beim Bauamt der Marktgemeinde.

· Die Förderung tritt mit 01.07.2007 in Kraft.

Bei Nichterfüllung sämtlicher angeführter Punkte ist die gewährte Förderung innerhalb von 4 Wochen im vollen Umfang an die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach zurückzuzahlen.

Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat möge diese Richtlinien über die Gewährung einer Förderung beim Verbauen von Grundstücken, wo bisher alte Objekte vorhanden und diese nach Vorliegen einer Abbruchbewilligung bzw. einer Abbruchanzeige nach der NÖ Bauordnung entfernt wurden, beschließen.

Ein Rechtsanspruch ist nicht abzuleiten.

Die Zuständigkeit für die Vergabe ist beim Gemeindevorstand.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

Zusatzantrag GfGR Busch: Wird ein altes Haus auch nur saniert, so wird ein Zuschuss in der Höhe von 1% der vom Land NÖ ausgeschütteteten Gesamtförderung der Althaussanierung, jedoch maximal EUR 2.000,00 seitens der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach zum Zwecke der Ortsbildgestaltung und der Verringerung der CO2 Bilanz gewährt.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

GfGR Busch regt an, einen Dorferneuerungsverein zu gründen.

TO 6) Pachtung von Gemeindegrund, KG Schleinbach

Schriftliches Ansuchen von Leo Stöckl, Jochenhof 1, 2122 Ulrichskirchen, um Pachtung von Gemeindegrund, Parz. 1114/3, Fläche 6.000 m², in der KG Schleinbach.

Antrag Bgm Bauer: Der Gemeinderat möge Herrn Leo Stöckl, Jochenhof 1, 2122 Ulrichskirchen, den Gemeindegrund Parz. 1114/3, KG Schleinbach, bis zum Jahr 2013 zum Preis von EUR 1,50 / ar verpachten.

Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt), 9 enthaltene Stimmen (SPÖ)

TO 7) Stromliefervertrag

Unter Einhaltung der Kündigungsfrist wurde der Stromliefervertrag mit der EVN gekündigt und neu ausgeschrieben. 

Anbieter: 



Gesamtenergiepreis / kWh in Cent
EVN (konventionell)


6,27

EVN (Wasserkraft)


6,76

Verbund



6,40

AAE-Wasserkraft


6,90

Windkraft Wolkersdorf

7,20

Kostengünstigste = EVN-Konventionell

Als Klimabündnisgemeinde sind wir verpflichtet, zum Klimaschutz beizutragen. Bei konventioneller Energieerzeugung würde bei unserer Liefermenge 42,69 t CO2 erzeugt werden, hingegen bei Stromerzeugung EVN-Wasserkraft nur 1,5 t. Bei Stromerzeugung von Windkraft Wolkersdorf nur 0,474 t. 

Antrag Bgm Bauer:

Der Gemeinderat möge beschließen, die Stromversorgung mit EVN-Wasserkraft für die Dauer von einem Jahr zu vereinbaren, ausgenommen sind Volksschule und alle 3 Kindergärten. Der Strom für diese öffentlichen Gebäude soll von Windkraft Wolkersdorf bezogen werden.

Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt), 9 Gegenstimmen (SPÖ)

Begründung GfGR Busch: Da der Verbund aus der Sicht der SPÖ Fraktion das beste Preis-Leistungsverhältnis aufweist sollte die Gemeinde mit dem Verbund einen Stromliefervertrag abschließen. (Kostenersparnis EUR 1.475,00)

TO 8) Gasliefervertrag

Im Zuge des Angebots für Strom wurde seitens der EVN auch ein neues Offert für Gas gelegt. Kostenersparnis zum alten Vertrag bei einem Bezug von 500.000 kWh / Jahr: EUR 3.118,20.

Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat möge den Gasliefervertrag mit der EVN lt. vorliegendem Angebot vom 27.02.2007 beschließen. Vertragsdauer:  3 Jahre

Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt), 9 Gegenstimmen (SPÖ)

Begründung GfGR Busch: Es liegt nur 1 Angebot vor, die SPÖ Fraktion kann daher nicht mitstimmen.

Vizebgm. Hensel weist auf die e-control hin, bei welcher bei direkten Verfahren Vergleichsangebote eingeholt werden können. Einzig ähnliches Angebot wäre von Kelag (Kärnten).

TO 9) Regelung der Subventionsvergaben ab 1.1.2008

Nachstehend angeführte Vereine werden ab 01.01.2008 unter folgenden Voraussetzungen und Höhe gefördert.

	SUBVENTIONEN ab 2008
	
	

	Bildungs- uind Heimatwerk UK-Schlb.
	
	 €       320,00 

	DORFerLEBEN
	
	 €       200,00 

	Fremdenverkehrsverein Kreuttal
	
	 €       250,00 

	Jugend Kronberg
	
	 €       200,00 

	Kameradschaftsbund Ulrichskirchen
	
	 €       160,00 

	Kath. Jugend Schleinbach
	
	 €       200,00 

	Kath. Jugend Ulrichskirchen
	
	 €       200,00 

	Kinderfreunde Schleinbach
	
	 €       200,00 

	Kirche Kronberg
	
	 €       800,00 

	Kirche Schleinbach
	
	 €       800,00 

	Kirche Ulrichskirchen
	
	 €       800,00 

	Kirchenchor Schleinbach
	
	 €       160,00 

	Kirchenchor Ulrichskirchen
	
	 €       160,00 

	Musikkapelle Kronberg
	
	 €       600,00 

	Musikkapelle Schleinbach
	
	 €    1.200,00 

	ÖVP Seniorenbund Ulrichskirchen
	
	 €       200,00 

	Seniorenrunde Schleinbach
	
	 €       200,00 

	Singgemeinschaft Schleinbach
	
	 €       160,00 

	Sozialstation
	
	 €       320,00 

	SPÖ Pensionistenverband Schleinbach
	
	 €       200,00 

	SPÖ Pensionistenverband Ulrichskirchen
	
	 €       200,00 

	Sportgemeinschaft Ulrichskirchen
	
	 €       800,00 

	Sportverein Kronberg
	
	 €       800,00 

	Tennisclub Ulrichskirchen
	
	 €       250,00 

	Theatergruppe Kronberg
	
	 €       200,00 

	Verein zur Fdg. der Dorfkultur in Kronberg
	
	 €       200,00 

	Verschönerungsverein Kronberg
	
	 €       250,00 

	Verschönerungsverein Ulrichskirchen
	
	 €       250,00 

	
	
	 €  10.280,00 


Den Vereinen wird die Subvention nur dann gewährt, wenn

1. ein Verwendungsnachweis der Subvention des Vorjahres vorgelegt wird

2. der Verein die Bestimmungen des Jugendschutzgesetzes einhält und

3. auf jegliche Werbung für den Alkoholkonsum für Jugendliche verzichtet.

Für die Vergabe ist der Gemeindevorstand zuständig.

Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat möge die Regelung der Subventionsvergaben in der vorliegenden Form ab 01.01.2008 beschließen.

Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt), 9 enthaltene Stimmen (SPÖ)

Begründung GfGR Busch: Die SPÖ Fraktion ist generell für die Anpassung der Subventionshöhen wie im GV besprochen, die Zusätze können nicht beschlossen werden, da diese bereits per Gesetz geregelt sind.

TO 10) Übernahmezusage von Häckselgut

Um die Kosten des Häckseln und der Häckselgutabfuhr auf ein Minimum zu reduzieren konnte die Österr. Bundesforste AG gewonnen werden, welche den Baumschnitt der Gemeinde kostenfrei häckselt und entsorgt, wobei sogar ein Kostenbeitrag von ca. EUR 100,00 pro LKW Häckselgut an die Gemeinde bezahlt wird.

GR Wernhart erklärt, dass voraussichtlich die Entsorgung von fast ¾ des Baum- und Grünschnitts von der ÖBF AG übernommen wird.

Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat von Ulrichskirchen-Schleinbach möge beschließen, der vorliegenden Übernahmezusage Nr. ÜZ 0010 der „Österreichischen Bundesforste AG“ mit der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach die Zustimmung zu erteilen.

Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt), 1 Gegenstimme (SPÖ – GR Kraus), 8 Stimmenthaltungen (SPÖ)
Begründung GfGR Busch: Da die bestehenden Verträge mit den Landwirten und der Fa. Reinbold von keinem Rechtsanwalt bezüglich Vertragsbruch überprüft wurden.

TO 11) Bebauungsrichtlinien Kronberg

Nach Beschlussfassung der Auflage in der GR Sitzung vom 21.9.2006 wurden Änderungen von der Gen. Heimat Österreich bekannt gegeben, wodurch die beschlossene Auflage des Teilbebauungsplanes nicht möglich war. Es liegt nun der geänderte Entwurf des Teilbebauungsplanes „In Kellerbergen“ vor, welcher gemeinsam mit dem Planungsbüro Kordina, der Heimat Österreich und der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach  ausgearbeitet wurde. Dieser Entwurf ist nun gem. § 72 der NÖ Bauordnung 96 zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. 

Antrag Bgm. Bauer: Den Entwurf des Teilbebauungsplanes „In Kellerbergen“, KG Kronberg, gem. §72 der NÖ Bauordnung zur allgemeinen Einsicht aufzulegen und somit das Verfahren zur Erlassung des Teilbebauungsplanes einzuleiten. Dieser Beschluss hebt den GR Beschluss vom 21.9.2006 auf.

KUNDMACHUNG

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach beabsichtigt einen Teilbebauungsplan für den Bereich „In Kellerbergen“ in der Katastralgemeinde Kronberg zu erlassen.

Der Entwurf des Teilbebauungsplanes wird gemäß § 72 Abs. 1 der NÖ Bauordnung 1996, LGBl. 8200-12 durch sechs Wochen, das ist in der Zeit  vom           bis             2007 im Gemeindeamt Ulrichskirchen während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht aufgelegt.

Jede(r) ist berechtigt, innerhalb der Auflagefrist zum Entwurf schriftlich Stellung zu nehmen. Bei der endgültigen Beschlussfassung durch den Gemeinderat werden rechtzeitig abgegebene Stellungnahmen in Erwägung gezogen.

Der Verfasser einer Stellungnahme hat keinen Rechtsanspruch darauf, dass seine Anregung in irgendeiner Form Berücksichtigung findet.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 12) Grundabtretung an die Gemeinde: KG Kronberg

Vermessungsurkunde, Teilungsplan G.Z.: 6148/2006 Kosteletzky Hans, Parkgasse 45, 2123 Kronberg:

Auf Grund eines geplanten Bauvorhabens ist die Abtretung der vor der Straßenfluchtlinie liegenden Fläche erforderlich.

Es soll eine kostenlose Abtretung der Figur 4 im Ausmaß von 81 m² an die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach mit der Grdst.Nr. 67/51, EZ 18, erfolgen. Die Teilung erfolgt gem. § 13 Liegenschaftsteilungsgesetz.

Antrag Bgm. Bauer: Die Figur Nr 4, Fläche 81 m² gem. § 13 LTG in das öffentliche Gut der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach zu übernehmen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 13) Friedhofsgebührenordnung nach dem NÖ Bestattungsgesetz 2007

Auf Grund der neuen gesetzlichen Bestimmungen im NÖ Bestattungsgesetz ist unsere Friedhofsgebührenordnung neu zu beschließen. Folgende Änderungen sind vorgesehen:

§ 1) entfällt – die Gebühren für die Errichtung von Grabdenkmälern sind weggefallen

§ 4) Neuregelung: Die Beerdigungsgebühr von Leichen von Kindern bis zum vollendeten 12.Lebensjahr beträgt die Hälfte der im Absatz 1 festgesetzten Gebührensätze.

§ 6) (2) und (3) entfallen: Reservegrabstellen – nicht mehr relevant (Kriegszeiten)

§ 8) entfällt – Benützungsgebühren für Auswärtige: Die Gebühren für Gemeindemitglieder und Personen, die keine Gemeindemitglieder sind, wurden gleichgestellt, d.h. Zuschläge für Auswärtige dürfen nicht mehr vorgeschrieben werden.

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach hat in seiner Sitzung am 29.3.2007 folgende

Friedhofsgebührenordnung

für die Friedhöfe der KG Ulrichskichen, Schleinbach, Kronberg

beschlossen:

§ 1

Arten der Friedhofsgebühren

Für die Benutzung des Gemeindefriedhofes werden eingehoben:

a) Grabstellengebühren

b) Verlängerungsgebühr

c) Beerdigungsgebühren

d) Enterdigungsgebühren

e) Gebühren für die Benützung der Aufbahrungshallen (Leichenkammern) 

§ 2

Höhe der Grabstellengebühren

(1)
Die Grabstellengebühr für die Überlassung des Benützungsrechtes auf 10 Jahre bei Erdgrabstellen bzw. auf 30 Jahre bei gemauerten Grabstellen beträgt für

a) Familienrandgräber


1. zur Beerdigung für 1 Leiche (einfach)

€
   73,--


2. zur Beerdigung bis zu 2 Leichen (einfach)

€
 110,--


3. zur Beerdigung bis zu 2 Leichen (doppelt)

€
 146,--


4. zur Beerdigung bis zu 3 Leichen (dreifach)

€
 182,--


5. zur Beerdigung bis zu 4 Leichen (doppelt)

€
 220,--

b) Familieninnengräber


1. zur Beerdigung für 1 Leiche (einfach)

€
   59,--


2. zur Beerdigung bis zu 2 Leichen (einfach)

€
   73,--


3. zur Beerdigung bis zu 2 Leichen (doppelt)

€
 110,--


4. zur Beerdigung bis zu 3 Leichen (dreifach)

€
 146,--


5. zur Beerdigung bis zu 4 Leichen (doppelt)

€
 182,--

c) Grüfte


1. zur Beisetzung bis zu 3 Leichen (einfach)

€
 365,--


2. zur Beisetzung bis zu 6 Leichen (doppelt)

€
 510,--

§ 3

Höhe der Erneuerungsgebühr

(1) Für Erdgrabstellen wird die Erneuerungsgebühr (für die weitere Erneuerung des Benützungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit dem gleichen Betrag festgesetzt, der für solche Gräber als Grabstellengebühr zu entrichten ist.

(2) Für gemauerte Grabstellen wird die Verlängerungsgebühr (für die weitere Verlängerung des Benützungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit einem Drittel des Betrages festgesetzt, der für solche Gräber als Grabstellengebühr zu entrichten ist.

§ 4

Höhe der Beerdigungsgebühr

(1) 
Für das Öffnen und Schließen der Grabstellen wird eine Beerdigungsgebühr in nachstehender Höhe eingehoben:

a) 

- 1  für Erdgrabstellen bis 1,90 m Tiefe

  €
259,--

- 2  für Erdgrabstellen bis 2,50 m Tiefe

€
302,--

b)

- 1  für Grüfte (öffnen und schließen der Gruft) einfach

€
328,--

- 2  für Grüfte (öffnen und schließen der Gruft) doppelt

€
363,--

c) für blinde Grüfte einfach bis 1,90 m Tiefe:

- 1  Beerdigungsgebühr

€
259,--

- 2  öffnen und schließen der blinden Gruft

€
328,--

d)  für blinde Grüfte einfach bis 2,50 m Tiefe:

- 1 Beerdigungsgebühr

€
302,--

- 2  öffnen und schließen der blinden Gruft

€
328,--

e) für blinde Grüfte doppelt bis 1,90 m Tiefe:

- 1  Beerdigungsgebühr

€
259,--

- 2  öffnen und schließen der blinden Gruft

€
363,--

f) für blinde Grüfte doppelt bis 2,50 m Tiefe:

- 1  Beerdigungsgebühr

€
302,--

- 2  öffnen und schließen der blinden Gruft

€
363,--

g)  Urnengräber

   €
  73,--

h)  Bei Beerdigungen an Samstagen erhöhen sich die unter a) bis g) angeführten Beerdigungsgebühren um 50 Prozent.
(2)
Die Beerdigungsgebühr von Leichen von Kindern bis zum vollendeten 12. Lebensjahr beträgt die Hälfte der im Absatz 1 festgesetzten Gebührensätze.

§ 5

Enterdigungsgebühr

Die Enterdigungsgebühr (für die Enterdigung -Exhumierung- einer Leiche) beträgt das Zweieinviertelfache der jeweiligen Beerdigungsgebühr.

§ 6

Gebühren für die Benützung der Aufbahrungshallen (Leichenkammern)

(1)    Die Gebühr für die Benützung der Aufbahrungshallen beträgt


  für jeden angefangenen Tag

€
  19,--

§ 7

Schluss- und Übergangsbestimmungen

Diese Friedhofsgebührenordnung wird mit dem Monatsersten rechtswirksam, der dem Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgt, d.i. am 01.Mai 2007.

Nach Inkrafttreten dieser Verordnung erlöschen alle bisherigen.

Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat möge die Friedhofsgebührenordnung in vorliegender Form beschließen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 14) Rechnungsabschluss
Am 08.03. 2007 wurde der Entwurf der Auflage mit allen Fraktionen besprochen. Die Auflage

war vom 14.03.2007 bis 28.03.2007. Offene Fragen wurden laufend und in der

Gemeindevorstandssitzung besprochen.

Antrag Bgm. Bauer: Den Rechnungsabschluss 2006 in der vorliegenden Form mit Einnahmen von € 3.369.962,87 und Ausgaben von € 3.132.477,93 im ordentlichen Haushalt zu genehmigen und den Sollüberschuss von € 344.536,46 dem Haushaltsjahr 2007 zuzuführen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 15) Beitritt zur „ARGE Eurovelo 9 Nord“

Im Zuge des Ausbaues bzw. Fertigstellens des Radweges Eurovelo 9 Nord - ca.15 km in 15 Gemeinden - ist der Zusammenschluss dieser Gemeinden erforderlich, um eine koordinierte Errichtung des Radweges durchzuführen und die Förderabwicklung zu vereinfachen. Der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach entstehen durch den Beitritt keine Kosten.

Maßnahmen, welche auf dem Gebiet der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach geplant sind: 
Überquerung der Kreuzung / LH6

Asphaltierung Böhlermühle – Kläranlage – Wolkersdorf

Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat möge beschließen, der ARGE Eurovelo 9 Nord, beizutreten.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 16) Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen

Bgm. Bauer: 

Lärmschutzmaßnahmen entlang der Bahn: Nach einer Besprechung am 27.3.2007 im GA Ulrichskirchen mit Vertretern von ÖBB, Land NÖ, dem AK Verkehr und der Gemeinde muss mitgeteilt werden, dass aus wirtschaftlichen Gründen im Gemeindegebiet keine Lärmschutzwände errichtet werden können. Es wird jedoch die Möglichkeit von objektbezogenen Maßnahmen geben. Bei welchen Häusern diese Förderung besteht, wird seitens der ÖBB noch ausgearbeitet. Auch wurde zugesagt, die lärmtechnisch problematischen Bereiche der Brücken (z.B. Eichgraben) nochmals zu untersuchen.
Umfahrung Ulrichskirchen: Anfang des Jahres erfolgte mit Vertretern der NÖ LRG, des Ministeriums, des Planungsbüros, der betroffenen Mitbürger von Ulrichskirchen und der Gemeinde eine Begehung vor Ort. Die mögliche Trassenführung zwischen Mühle und Eierfarm Bernhard wurde seitens der Gemeinde entschieden abgelehnt. Man versucht nun eine mögliche Trasse rechtsseitig = ortsseitig, jedoch so weit als möglich vom Ort entfernt, zu finden. Trotzdem wurde von Bgm. Bauer nochmals gebeten, eine mögliche Trassenführung auch auf der linken Seite zu suchen (event. Umsiedlung des Wachtelkönigs).

GR Schütz : Hortordnung: Die neue Hortordnung läuft nun ca. 1 Jahr, die Kostenrechnung hat ergeben, dass die Gemeinde ein Minus von EUR 2.800,00 zu tragen hat (hier muss jedoch auch die verminderte Kinderanzahl von 33 auf 28 Kinder berücksichtigt werden). GR Schütz möchte eine nochmalige Sitzung des AK Hort einberufen um die Gesamtsituation nochmals genau zu durchleuchten – dies soll gleich als Vorbereitung für den Prüfungsausschuss geschehen. Danach kann über die weitere Vorgangsweise entschieden werden. Sie teilt weiters mit, dass auch eine Familienförderung für den Hort in Ausarbeitung ist.
GR Esberger: Fam. Pulz, Schleinbach: Hier steht nun nach Verlegung des Weges eine Straßenlampe auf Privatgrund. GR Jansky wird sich dieser Angelegenheit annehmen.
Bahnstraße Schleinbach, Fa. Reinbold, Restmüllabfuhr: Die Arbeiter der Fa. Reinbold stellen die Mülltonnen nicht immer in die Einfahrt zurück, die Straße ist mancherorts abschüssig, wer ist haftbar, wenn die Tonnen auf der Straße liegen?

Die Mitarbeiter der Fa.Reinbold werden auf dieses Problem hingewiesen.

GfGR Wohner: Sportverein Ulrichskirchen, Kanalanschluss: Wie ist hier der Stand der Dinge?

Bgm. Bauer: Es hat diesbezüglich ein Gespräch mit dem Obmann der SGU gegeben. Weitere Kostenvoranschläge wurden noch nicht eingeholt.

GfGR Busch: AK Abfallwirtschaft: Dieser AK sitzt ca. alle 2 Monate zusammen. Warum wurde TO 10 nicht im AK besprochen?

GR Wernhart: Bei der letzten Sitzung des Arbeitskreises war diese Information noch nicht verfügbar, diese Möglichkeit wurde erst kurz vor der Gemeindevorstandssitzung spruchreif, es wurde daher der schnelle Weg über Vorstands- und Gemeinderatssitzung gewählt, da der nächste AK Abfallwirtschaft erst für Ende April geplant ist.

GfGR Busch: Eine telefonische Verständigung wäre trotzdem möglich gewesen.

Vizebgm. Hensel: 
CO2 Grobbilanz: Es wurde festgestellt, dass in unserer Gemeinde jeder Bürger 9,42 t CO2-Ausstoß verursacht. Die Sektoren Wärme und Verkehr verursachen besonders viel CO2 Ausstoß, wobei hinzugefügt werden muss, dass bei der Wärme die Daten aus der Volkszählung 2001 stammen, hier sind daher mögliche neue Anlagen mit erneuerbarer Energie noch nicht enthalten. Der AK Klimabündnis hat beschlossen, dass Ende des Jahres (zB bei Ausgabe der gelben Säcke) eine schriftliche Erhebung stattfinden soll, welche Energiequellen tatsächlich zur Wärmeerzeugung herangezogen werden. Der Anschluss an die Gasleitung vor ca. 15 Jahren hat sich naturgemäß negativ auf diese Bilanz ausgewirkt. Im Bereich Abfall ist zu erwähnen, dass der Durchschnittsösterreicher ca. 90 kg Abfall / Jahr produziert, die GemeindebürgerInnen der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach jedoch eine Menge von ca. 195 kg / Jahr (Rest- und Sperrmüll). Hier würde vielleicht die Umstellung beim Sperrmüll vom Holsystem auf das Bringsystem erste Erfolge erzielen können. Beim Verkehr ist die schlechte Anbindung unserer Gemeinde an das öffentliche Verkehrsnetz zu berücksichtigen (Wegfall des Halbstundentaktes). In der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach werden jährlich ca. 21.000 t CO2 produziert. Als Klimabündnisgemeinde haben wir uns verpflichtet, eine 10%ige Reduzierung der Treibhausgase in 5 Jahren zu erreichen. Das sind pro Jahr

ca. 400 t CO2. Der beschlossene Umstieg der Gemeinde auf Ökostrom

ergibt ca. 40 t Treibhausgase weniger.
Photovoltaikanlage: Vizebgm. Hensel informiert weiters, dass die Errichtung einer Photovoltaikanlage am Dach der VS angedacht wird. Es sind bereits mehrere Angebote eingegangen. Dieses Projekt soll in der nächsten GR Sitzung besprochen werden.
Bgm. Bauer beendet, da es keine weiteren Anfragen und Mitteilungen gibt, um 21:03 Uhr die Sitzung.
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